
 
 

G E M E I N D E R A T  
Bericht und Antrag 
 
Nr. 1341  
vom 31. Mai 2007  
an Einwohnerrat von Horw 
betreffend Initiative "zum Schutz von Mensch und Wohnraum vor Grossantennen"  
 

 

Sehr geehrter Herr Einwohnerratspräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren Einwohnerräte 

1 Einleitung 
In Anbetracht der stetig wachsenden Zahl von Natelantennen hat sich Anfang 2006, ausgelöst 
durch das Baugesuch für eine weitere Antennenanlage im Gebiet Stutz, St. Niklausen, die 
"Horwer Interessengemeinschaft für unbeschwertes Wohnen" gebildet, welche die Gemeindein-
itiative zum Schutz von Mensch und Wohnraum vor Grossantennen initiiert hat. Die Initiative 
verlangt, dass im Bau- und Zonenreglement der Gemeinde Horw auch für Anlagen wie eine 
Mobilfunkantenne Höhenbeschränkungen gelten sollen. Die Sammelfrist für die Initiative lief 
vom 15. April bis zum 13. Juni 2006. Am 8. Juni 2006 wurde die Initiative eingereicht. 
 
Gemäss Art. 11 Abs. 1 der Gemeindeordnung (GO) sind für eine Initiative die Unterschriften 
von 500 Stimmberechtigten erforderlich. Mit Entscheid vom 22. Juni 2006 haben wir nach Prü-
fung der Unterschriften festgestellt, dass die Initiative mit 1438 gültigen Unterschriften formell 
zustande gekommen ist. 60 Unterschriften waren ungültig. Somit haben rund 17 Prozent der 
Stimmberechtigten unserer Gemeinde die Initiative unterzeichnet. 
 
Wir beauftragten noch vor Einreichung der Initiative Rechtsanwalt Josef Wehrmüller mit der Klä-
rung der Rechtmässigkeit der Initiative. Dieser gelangte mit Bericht vom 9. Oktober 2006 zur 
Erkenntnis, dass die Gemeindeinitiative, da weder rechtswidrig noch eindeutig undurchführbar, 
gültig ist und darüber abzustimmen ist. 
 
In der Folge haben wir das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement (BUWD) ersucht, zur 
Frage Stellung zu nehmen, ob die Initiative auch bei einer Annahme durch den Einwohnerrat, 
gestützt auf die Gemeindeordnung (Art. 8 Abs. 1 lit. f), zwingend der Volksabstimmung zu un-
terbreiten ist. Das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement hat dies mit Stellungnahme vom 
5. Dezember 2006 bejaht, dabei aber auch die Möglichkeit aufgezeigt, in einem koordinierten 
Abstimmungsverfahren sowohl Gemeindeinitiative wie auch das Ergebnis des  zwingend not-
wendigen Ortsplanungsverfahrens durchzuführen.  
 
Als Grundlage für die inhaltliche Diskussion haben wir zusätzlich den Inhalt der Gesetzesinitiati-
ve vorprüfen lassen. Das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement hat uns mit Bericht vom 
15. Dezember 2006 die Vorprüfung zugestellt und erachtet darin eine Änderung des Bau- und 
Zonenreglements in vorgeschlagener Form nicht als "recht- und zweckmässig". 
 
Wir beantragen Ihnen, die Initiative als gültig zu erklären, sie aber abzulehnen und im Interesse 
einer konstruktiven Lösung einen Gegenvorschlag ausarbeiten zu lassen. 
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2 Inhalt der Initiative 
Der Initiativtext lautet wie folgt: 
 
Das Bau- und Zonenreglement (BZR) der Gemeinde Horw vom 1. Dezember 1996 ist wie folgt 
zu ändern:  
 
In Bauzonen dürfen Dachaufbauten und Anlagen die zulässige Firsthöhe nicht überschreiten. Auf Attikageschossen sind Dachauf-
bauten und Anlagen von höchstens 2 m Höhe zulässig. Davon ausgenommen sind technisch notwendige Bauteile. In Bauzonen, 
die keine Vorschriften über die Gebäude- oder Firsthöhe kennen, dürfen Anlagen die Höhe von 8.50 m, gemessen ab dem gewach-
senen Terrain, nicht überschreiten. 

3 Begründung des Initiativkomitees 
Die "Horwer Interessengemeinschaft für unbeschwertes Wohnen" begründet das Initiativbegeh-
ren auf der Unterschriftenliste wie folgt: 
 
Gegen 10'000 Mobilfunkantennen wurden bisher hierzulande gebaut und täglich werden es mehr. Alleine in Horw sind neben den 
12 bestehenden Antennen zusätzlich drei weitere geplant. 
 
Noch immer lässt der Bund erforschen, wie schädlich die Strahlung dieser Antennenwälder ist. 
 
Mobilfunkantennen unterliegen nicht den regulären Bauvorschriften. Sämtlichen Mobilfunkbetreibern steht es daher frei, jederzeit 
Antennen in beliebiger Anzahl und Höhe und mit unbeschränkter Sendeleistung zu erstellen, solange die Einhaltung der Strahlen-
grenzwerte deklariert wird. Eine Rücksichtnahme auf Orts- und Landschaftsbilder, die Nachbarschaft und die Natur ist dabei zweit-
rangig. 
 
Es fehlt die gesetzliche Grundlage zur Beantwortung der Frage, wie hoch eine Antenne in einer Wohnzone überhaupt sein darf. Ei-
ne diesbezügliche Frage kann von der Gemeindebehörde nicht beantwortet werden. Es ist sinnlos und unverständlich, dass von der 
Behörde einerseits strenge und kostspielige Vorschriften zum Schutz von Orts- und Landschaftsbildern erlassen werden und ande-
rerseits Mobilfunkantennen-Anlagen bewilligt werden müssen, welche diese Vorschriften in schwerstwiegender Weise verletzen. 
 
Dieser Zustand stört uns; dagegen wehren wir uns. Diese unbefriedigende Gesetzeslücke muss und kann geschlossen werden. Wir 
verlangen daher die Änderung der Horwer Bau- und Zonenordnung in dem Sinne, dass technische Anlagen in Wohngebieten gel-
tende Firsthöhen nicht überschreiten dürfen und als Folge Sendeleistungen reduziert werden müssen. 

4 Planungszone als vorsorgliche Massnahme 
In Anbetracht des hängigen Baugesuchs für die Natelantennenanlage im Gebiet Stutz und wei-
terer neuer Gesuche sahen wir uns am 30. November 2006 veranlasst, den Initiativtext zur Si-
cherstellung der mit der Initiative verlangten Änderung als Planungszone zu beschliessen. Dies 
auch unter dem Aspekt, dass der Initiative mit der Unterzeichung durch rund 17 Prozent der 
Stimmberechtigten der Gemeinde ein erhebliches Gewicht beizumessen ist. Die Auflage erfolg-
te vom 3. Januar bis 1. Februar 2007. 
 
Planungszonen dienen der Sicherstellung der Nutzungsplanung. Der Gemeinderat kann für ge-
nau bezeichnete Gebiete der Gemeinde Planungszonen bestimmen. Innerhalb der Planungs-
zone darf nichts unternommen bzw. bewilligt werden, was die Nutzungsplanung erschweren 
könnte. 
 
Gemäss den Bestimmungen zur Planungszone im Planungs- und Baugesetz sind innerhalb von 
2 Jahren die definitiv zu beschliessenden Baubestimmungen öffentlich aufzulegen. Innert 5 Jah-
ren seit der Auflage der Planungszone müssen die neuen Vorschriften in Rechtskraft erwach-
sen. Werden diese Fristen nicht eingehalten, erlischt die Planungszone. 

5 Haltung der Mobilfunknetzbetreiberinnen 
Während der Auflagefrist des Initiativtextes haben TDC Switzerland AG (sunrise), Swisscom 
Mobile AG und Orange Communications SA Einsprache gegen die Planungszone erhoben. Wir 
führten mit diesen drei Parteien am 3. Mai 2007 eine Einspracheverhandlung durch. Die Ein-
sprecherinnen vertreten die Auffassung, dass die neuen Bauvorschriften die Erstellung weiterer 
Antennenanlagen innerhalb der Bauzonen faktisch verhindere. Da der Kanton angrenzend an 
das Siedlungsgebiet, ausserhalb der Bauzonen, keine Antennenanlagen bewillige, könnten die 
Mobilfunknetzbetreiber den Ihnen vom Bund übertragenen Auftrag gar nicht mehr bestim-
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mungsgemäss erfüllen. Die Einsprecherinnen erwarten von uns innert nützlicher Frist einen be-
schwerdefähigen Entscheid. Sie beantragen die ersatzlose Aufhebung der Planungszone. 

6 Beurteilung der Initiative durch das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepartement des 
Kantons 

Gleichzeitig mit der Auflage der Planungszone reichten wir den Initiativtext dem Bau-, Umwelt- 
und Wirtschaftsdepartement des Kantons zur Vorprüfung ein. Dieses meldet einige Bedenken 
an. Insbesondere wird die pauschalisierte Höhenbeschränkung von 8.50 m für die Kurzone B 
Halbinsel, die Zone für öffentliche Zwecke, die Zone für Sport- und Freizeitanlagen und die 
Grünzone als nicht nachvollziehbar bezeichnet. Zudem sei davon auszugehen, dass die BZR-
Änderung unerwünschte Folgen hätte, indem bestehende höhere Anlagen (z.B. Beleuchtungs-
kandelaber, Fahnenstangen, Brücken, Silos) rechtswidrig würden und nur noch im Rahmen von 
§ 178 PBG umgestaltet werden könnten. 
 
Im Ergebnis wird die BZR-Änderung als konzeptionell nicht stimmig erachtet. Höhenbeschrän-
kungen für Anlagen im Interesse des Orts- und Landschaftsbildschutzes seien anhand des kon-
kreten Schutzobjekts zu begründen (z.B. Seeuferbereich, Dorfkern, Denkmalobjekt) und auf die 
Umgebung abzustimmen. Zusammenfassend wird durch das Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsde-
partement festgestellt, dass die mit der "Gemeindeinitiative zum Schutz von Mensch und Wohn-
raum vor Grossantennen" verlangte BZR-Änderung - soweit nicht tatsächlich den Interessen 
des Orts- und Landschaftsbildschutzes dienend - nicht als recht- und zweckmässig beurteilt 
werden könne. 
 
Im Detail verweisen wir auf den beiliegenden Bericht des Bau-, Umwelt- und Wirtschaftsdepar-
tements vom 15. Dezember 2006 

7 Umgang mit der Initiative 
Gemäss Art. 12 GO haben Sie, soweit eine Initiative gültig ist, innert Jahresfrist seit Einreichung 
der Unterschriftenbogen über Zustimmung oder Ablehnung zu entscheiden. Eine Initiative muss 
innert 2 Jahren seit der Erwahrung der Volksabstimmung unterbreitet werden (Art. 15 Abs. 1 
GO). 

7.1 Variante Annahme 
Bei einer Annahme der vorliegenden, formulierten Initiative unterliegt der Beschluss dem obliga-
torischen Referendum (Art. 13 GO). Wir empfehlen in diesem Fall, von der Koordinationsmög-
lichkeit gemäss Empfehlung des BUWD vom 5. Dezember 2006 Gebrauch zu machen und oh-
ne Verzug das Ortsplanungsverfahren nach § 61 Planungs- und Baugesetz einzuleiten. Nach 
erfolgter öffentlicher Auflage werden wir Ihnen die zu beschliessenden Änderungen mit allfälli-
gen unerledigten Einsprachen zur Beschlussfassung vorlegen. Anschliessend haben die 
Stimmberechtigten an der Urne über Initiative und Ortsplanungsbeschluss zu beschliessen. 

7.2 Variante Ablehnung 
Bei einer Ablehnung der Initiative ist diese gemäss Art. 14 GO der Volksabstimmung zu unter-
breiten. Sinnvollerweise würde die Gemeindeinitiative bei einer Ablehnung durch den Einwoh-
nerrat auf den nächstfolgenden Urnengang den Stimmberechtigten unterbreitet. 

7.3 Variante Ablehnung und Gegenvorschlag 
Bei einer Ablehnung kann der Initiative ein Gegenvorschlag gegenübergestellt werden, der für 
den gleichen Gegenstand eine abweichende Regelung enthält. Der Gegenvorschlag ist Ihnen 
zur Beschlussfassung vorzulegen und innert Jahresfrist den Stimmberechtigten, zusammen mit 
dem Initiativtext, mit der Möglichkeit des doppelten Ja, zur Abstimmung zu unterbreiten. 
 
Nehmen die Stimmberechtigten die Initiative oder den Gegenvorschlag an, ist anschliessend 
zwingend noch das Ortsplanungsverfahren durchzuführen, weil nur so die im Bundesgesetz 
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über die Raumplanung (Art. 4) verankerte und im Planungs- und Baugesetz (§ 6) konkretisierte 
Mitwirkung der Bevölkerung und von der Planung Betroffener gewährleistet ist. 
 
Für den Fall, dass allenfalls die Ausarbeitung eines Gegenvorschlags nicht innerhalb der für In-
itiativen festgesetzten Behandlungsfrist von 2 Jahren abgeschlossen werden kann, haben Sie 
die Möglichkeit, die Frist angemessen zu verlängern (Art. 15 Abs. 3 GO). 

8 Beurteilung der Initiative durch den Gemeinderat 
8.1 Gültigkeit der Initiative 
Unter dem Titel "Ungültigkeit von Volksbegehren" legt § 145 Stimmrechtsgesetz (StRG) Fol-
gendes fest: 
 
1  Ein Volksbegehren ist ungültig, wenn es rechtswidrig oder eindeutig undurchführbar ist. 
 
2  Ein Volksbegehren ist namentlich rechtswidrig, wenn 
 a. das angerufene Gemeinwesen für den Gegenstand nicht zuständig ist, 
 b. es nach der Zuständigkeitsordnung des Gemeinwesens nicht zulässig ist, 
 c. es den Willen der Unterzeichner nicht eindeutig erkennen lässt, 
 d. die Einheit der Form nicht gewahrt ist (§ 132), 
 e. die Einheit der Materie nicht gewahrt ist (§ 133), 
 f. der verlangte Beschluss gegen übergeordnetes Recht verstösst. 
 
Gemäss Initiative sollen im Bau- und Zonenreglement Höhenvorschriften für Dachaufbauten 
und Anlagen festgelegt werden. Das ist zweifellos durchführbar. 
 
Im Weiteren sind im Kanton Luzern die Gemeinden befugt und damit auch zuständig für den Er-
lass von Bauvorschriften. Innerhalb der Gemeinde Horw sind gemäss Gemeindeordnung die 
Stimmberechtigten für Änderungen des Bau- und Zonenreglements zuständig. Solche Ände-
rungen unterliegen dem obligatorischen Referendum. Damit ist die Initiative unter dem Ge-
sichtswinkel der Zuständigkeiten in Ordnung. 
 
Zudem kann festgestellt werden, dass der Wille der Unterzeichnerinnen und Unterzeichner der 
Initiative klar erkennbar ist. Die Einheit der Form ist erfüllt, indem mit einer formulierten Initiative 
eine Änderung des Bau- und Zonenreglements verlangt wird. Die Einheit der Materie ist ge-
wahrt, weil zwischen den einzelnen Teilen des Initiativbegehrens ein sachlicher Zusammen-
hang besteht. 
 
Zu prüfen bleibt, ob die Initiative gegen übergeordnetes Recht verstösst. Das wäre dann der 
Fall, wenn das Begehren verlangt, höherrangiges Recht nicht anzuwenden oder gar aufzuhe-
ben. Hiezu ist vorab festzustellen, dass weder der Bund noch der Kanton Rechtssätze betref-
fend der zulässigen Höhe von Dachaufbauten oder Anlagen erlassen hat. Die Initiative ver-
stösst damit grundsätzlich nicht gegen übergeordnetes Recht. 
 
Im Detail wird auf den beiliegenden Bericht von Rechtsanwalt Josef Wehrmüller vom 9. Oktober 
2006 verwiesen. 
 
Zusammenfassend ist festzustellen, dass es sich um eine formulierte Initiative handelt, die sich 
gemäss unseren Rechtsabklärungen weder als rechtswidrig noch eindeutig undurchführbar er-
weist (Art. 12 Abs. 2 GO). Die Initiative ist somit als gültig zu erklären. Insoweit ist dies noch 
kein Widerspruch zur Erkenntnis des Kantons, welcher in seiner Beurteilung allein auf die 
raumplanungsrechtliche Recht- und Zweckmässigkeit  abstellt. Es wird bei Annahme der Initia-
tive durch Sie im Rahmen des Ortsplanungsverfahrens zu prüfen sein, ob und inwieweit eine 
von der formulierten Gemeindeinitiative abweichende Regelung aufgelegt werden soll. 

8.2 Inhalt der Initiative 
Es ist unbestritten, dass die Initiative das Unbehagen der Bevölkerung gegenüber der Strahlen-
belastung von Antennenanlagen auf ihr Wohnumfeld manifestiert. Es ist ebenso unbestritten, 
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dass die mobile Telefonie heute einen nicht mehr wegzudenkenden Technologiestandard bildet. 
Damit die mobilen Dienste heute und in Zukunft erbracht werden können, sind die Netzbetreiber 
auf zweckmässige Standorte zur Errichtung oder Erneuerung von Antennenanlagen angewie-
sen. Gemäss den Ausführungen unseres Rechtsberaters ist es grundsätzlich möglich, dass 
Gemeinden raumplanerische Vorschriften auch für Mobilfunkantennen erlassen können, soweit 
dies nicht durch kantonales Recht eingeschränkt ist. Weder die Gesetzgebung des Bundes 
noch die bisherige Rechtsprechung zeigen Limiten für kommunale Vorschriften auf (Bericht 
Wehrmüller, Seite 11). 
 
Von den in zahlreichen Gemeinden laufenden ähnlich gelagerten Planungen zur Eindämmung 
einer ungehinderten Ausbreitung von Mobilfunkanlagen in den Wohngebieten ist leider noch 
keine soweit fortgeschritten, als dass eine abschliessende gerichtliche Beurteilung vorliegt. 
 
Die mit verschiedenen Architekten geführten Gespräche haben ergeben, dass der Initiativtext 
einerseits als schwer verständlich und auslegungsbedürftig bezeichnet wird. Andererseits dürfte 
die Festsetzung des Initiativtextes im Bau- und Zonenreglement kaum zu signifikanten bauli-
chen Einschränkungen führen, da die zu einer Baute zugehörigen technisch notwendigen Bau-
teile von der Höhenbeschränkung ausgenommen sind. 

8.3 Antrag Ablehnung der Initiative und Gegenvorschlag 
Der Grundgedanke der Initiative ist nachvollziehbar und verdient auch mit Blick auf den Rück-
halt in der Bevölkerung Beachtung. Der Initiativtext vermag hingegen nicht zu überzeugen. Im 
Interesse einer konstruktiven und weitsichtigen Lösung möchten wir dem grundsätzlichen An-
liegen der Initiative nach einer raumplanerischen Regelung mit der Ausarbeitung eines Gegen-
vorschlags gerecht werden. Es besteht durchaus Handlungsbedarf nach einer rechtlich verbind-
lichen, aber auch gesellschaftlich verträglichen Grundlage. Dabei sind sowohl der Schutz der 
Bevölkerung im Sinne der Initiative, rechtliche und raumplanerische Fragen als auch der Ver-
sorgungsauftrag der Mobilfunknetzbetreiber zu berücksichtigen. Unter Einbezug aller Beteiligten 
sowie Fachleuten ist eine Lösung anzustreben, die sich nicht allein auf eine Höhenbeschrän-
kung abstützt, sondern weitere raumplanerische Möglichkeiten in Betracht zieht. So soll dabei 
u.a. geprüft werden, ob gezielt einzelne Standorte für die Errichtung von Antennenanlagen defi-
niert werden könnten, so dass die Mobilfunknetzbetreiber ihren Versorgungsauftrag wahrneh-
men können. Mit einer gemeinsamen, interdisziplinären Erarbeitung eines Gegenvorschlags 
bietet sich die Chance für eine sachgerechtere, breit abgestützte Regelung für den Umgang mit 
Mobilfunkantennen. 
 
Wir empfehlen Ihnen daher, die Gemeindeinitiative abzuweisen und die Ausarbeitung eines 
Gegenvorschlags zu beschliessen. Wir schlagen vor, unter der Leitung der zuständigen Ge-
meinderätin eine Arbeitsgruppe mit Vertreterinnen und Vertretern des Einwohnerrats, der Mobil-
funknetzbetreiberinnen, des Initiativkomitees und der Verwaltung einzuberufen. Mit der fachli-
chen Unterstützung sind eine Raumplanerin oder ein Raumplaner sowie eine Baujuristin oder 
ein Baujurist zu beauftragen. Der Gegenvorschlag ist in informeller Koordination mit den kanto-
nalen Fachstellen der Raumplanung und des Umweltschutzes auszuarbeiten. Bis der Gegen-
vorschlag steht, soll an der Planungszone wie sie vorliegt, festgehalten werden. 

9 Antrag 
Wir beantragen Ihnen 

− die Initiative "zum Schutz von Mensch und Wohnraum vor Grossantennen" als gültig zu 
erklären. 

− die Initiative abzulehnen. 
− den Gemeinderat zu beauftragen, dem Einwohnerrat bis Ende 2007 einen Gegenvorschlag 

zu unterbreiten. 
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Markus Hool Daniel Hunn 
Gemeindepräsident Gemeindeschreiber 
 
− Initiative (Sammelbogen) 
− Bericht Wehrmüller, 9. Oktober 2006 
− Bericht Wehrmüller, 10. Januar 2007 
− Koordination Gemeindeinitiative und Antennenbauvorschriften, Stand 18. Mai 2007 
− Stellungnahme Amt für Gemeinden des Kantons Luzern, 30. November 2006 
− Stellungnahme BUWD zum Vorgehen bei einer ausformulierten Gemeindeinitiative zur Än-

derung des Bau- und Zonenreglements, 5. Dezember 2006 
− Vorprüfungsbericht BUWD, 15. Dezember 2006 
− Orientierung über Auflage der Planungszone im Blickpunkt vom Dezember 2006 
− TDC Switzerland AG (sunrise), Hagenholzstrasse 20/22, 8050 Zürich, 24. Januar 2007 
− Orange Communications SA, Senior Legal Counsel Martin Eggen, Alexander-Schönistrasse 

40, 2503 Biel, 31. Januar 2007 
− Swisscom Mobile AG, vertr. durch RA Reatus Cattelan, Anwaltsbüro Fellmann Tschümpelin 

Lötscher, Zinggentorstrasse 4, 6000 Luzern 6, 1. Februar 2007 
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E I N W O H N E R R A T  
Beschluss 
 
 
− nach Kenntnisnahme vom Bericht und Antrag Nr. 1341 des Gemeinderates 

vom 31. Mai 2007  
− gestützt auf den Antrag der Bau- und Verkehrskommission 
− in Anwendung von Art. 14 der Gemeindeordnung  

vom 19. Oktober 2003 
 

 

 

1. Die Frist zur Behandlung der Initiative durch den Einwohnerrat wird bis Ende Juni 2008 ver-
längert. 

2. Der Gemeinderat wird beauftragt, einen Gegenvorschlag auszuarbeiten und dem Einwoh-
nerrat bis März 2008 zur Beschlussfassung zu unterbreiten. 

3. Der Gemeinderat hat dem Einwohnerrat bis März 2008 einen Zusatzbericht unter 
Berücksichtigung der aktuellsten Rechtssprechung vorzulegen. 

 
Horw, 21. Juni 2007  
 
 
 
 
 
Alwin Larcher Daniel Hunn 
Einwohnerratspräsident Gemeindeschreiber 
 
Publiziert:   
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Mobilfunkanlagen innerhalb der Bauzonen
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I. Allgemeines

1. Literatur und Rechtsprechung

Literatur

Bis jetzt sehr dünn ist die Literatur zum Thema Raum-
planung und Mobilfunkanlagen innerhalb der Bauzonen.
Hervorzuheben sind:

GRIFFEL Mobilfunkanlagen zwischen Versorgungsauftrag, Raum-
planung und Umweltschutz, in: URP 2003 S. 115 ff.

MARTI Anmerkungen der Redaktion zu Urteilen des Bundesge-
richts, Zentralblatt 2006 S. 199 ff. und S. 211 ff.

VLP-ASPAN Planerische Ansätze gegen Antennenwildwuchs?, in: In-
formationsdienst 18/2006

WIEDERKEHR Grundprobleme des basellandschaftlichen Bau- und
Planungsrechts, in: BJM 2006 S. 229 ff. (S. 252 ff.: Mo-
bilfunkantennen)

WITTWER Bewilligung von Mobilfunkanlagen, Diss. Zürich, Zürich
2006

Rechtsprechung

Während Jahren dominierte in der Rechtsprechung be-
züglich Mobilfunkanlagen deren Verhältnis zum Umwelt-
schutzrecht, insbesondere zur Verordnung über den
Schutz vor nichtionisierender Strahlung (NISV).

Demgegenüber fehlen bis jetzt auf Ebene Bundesgericht
wegweisende Urteile zum Verhältnis Mobilfunkanlagen-
Raumplanung. Es liegen erst vage Hinweise vor. Es darf
angenommen werden, dass sich dies innert kurzer Zeit
radikal ändern wird.

In der vorliegenden Übersicht werden Urteile der Verwal-
tungsgerichte Bern und Luzern dargestellt. Auf der kan-
tonalen Ebene sind erste Weichen gestellt.
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2. Koordination Gesetzgebung Raumplanung / Mobilfunk

BGE 27.10.2005 Baden1

Mangelhafte Koordination In diesem Urteil wird die Stellungnahme des Bundes-
zwischen Raumplanung amtes für Raumentwicklung (ARE) wie folgt dargestellt:
und Mobilfunk Das ARE teilt die Auffassung der Beschwerdeführer,

dass der Koordination mit der Raumplanung bei Erlass
des Fernmeldegesetzes und bei Erteilung der Konzessi-
onen zu wenig Beachtung geschenkt worden sei. Zwar
hätten es die für die Richt- und Nutzungsplanung zu-
ständigen Gemeinwesen wohl in der Hand, zumindest
Vorgaben für eine eher minimale oder eine eher maxi-
male Mobilfunkversorgung zu machen; davon werde je-
doch kaum je Gebrauch gemacht, vermutlich weil eine
lückenhafte Abdeckung mit Mobilfunkdiensten nur un-
gern in Kauf genommen werde. Im beurteilten Fall hatte
das Bundesgericht keinen Anlass, „die bau- und pla-
nungsrechtlichen Gestaltungsmöglichkeiten von Kanto-
nen und Gemeinden mit Blick auf den Bau von Mobil-
funkanlagen näher zu untersuchen: Es wird im konkreten
Anwendungsfall zu prüfen sein, ob derartige, auf Art. 75
BV gestützte Planungsmassnahmen die bundesrechtli-
chen Schranken, die sich vor allem aus dem Bundes-
fernmelde- und dem Umweltschutzrecht ergeben, res-
pektieren.“

3. Mobilfunkkonzession

VGE BE 29.9.2006 Kehrsatz2

Die Konzession dispen- Die Mobilfunkkonzession ermächtigt zur Benützung des
siert nicht vom kantonalen Funkfrequenzspektrums, dispensiert aber nicht von der
und kommunalen Recht Beachtung kompetenzgemäss erlassenen kantonalen

und kommunalen Rechts, zumal die Errichtung von Mo-
bilfunkanlagen nicht einem eidgenössischen Plange-
nehmigungsverfahren unterliegt. Aus der Mobilfunkkon-
zession ergibt sich zudem kein Rechtsanspruch auf Er-
stellung einer Mobilfunkanlage an einem bestimmten
Standort.

1 BGE 1A.280/2004 vom 27. Oktober 2005 E. 3.3 und 3.7.3, publiziert in Zbl 2006 S. 207.
2 Urteil 22530 des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern vom 29.9.2006 E. 5.2.
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4. Kompetenz für Erlass von Vorschriften

VGE BE 29.9.2006 Kehrsatz3

Befugnis von Gemeinden Im Kanton Bern enthält Art. 18a BauV einschränkende
zum Erlass von Vorschrif- Bestimmungen für kommunale Antennenverbote. Diese
ten bezüglich Einordnung gelten jedoch nur für Antennen für Radio- und Fernseh-
in das Orts- und Land- empfang, nicht hingegen für Mobilfunkanlagen. Die Ge-
schaftsbild meinden des Kantons Bern sind grundsätzlich befugt

zum Erlass von Bestimmungen, welche die Einordnung
von Mobilfunkanlagen in das Orts- und Landschaftsbild
betreffen. Grundsätzlich ist - unter Vorbehalt verfas-
sungsrechtlicher Schranken - auch ein Verbot möglich.

Im vorliegenden Fall handelt es sich um einen leichten
Grundrechtseingriff, da die Sonderbauvorschriften ledig-
lich die Errichtung von Mobilfunkanlagen auf den Dä-
chern der Überbauung verbieten und der Perimeter die-
ses Gebiets relativ klein ist.

Bemerkungen: Im Kanton Luzern sind gemäss § 143
Abs. 2 PBG „andere Aussenantennen“ (als solche für
den Empfang von Radio- und Fernsehprogrammen)
grundsätzlich zulässig, somit auch Mobilfunkantennen.
Das übergeordnete kantonale Recht lässt es damit wohl
nicht zu, dass Gemeinden ein Verbot erlassen. Zulässig
sind jedoch m.E. Vorschriften, die nicht einem generellen
Verbot gleichkommen. - Anzumerken bleibt, dass ge-
mäss § 143 Abs. 2 PBG Verbote zum Schutz bedeuten-
der Orts- und Landschaftsbilder zulässig sind.

II. Planungen

1. Sachplan des Bundes / Richtplan der Kantone

BGE 27.10.2005 Baden4

Sachplan des Bundes oder Das Bundesgericht bestätigt seine Rechtsprechung, wo
Richtplan der Kantone nach für Mobilfunknetze kein Sach- oder Richtplan mit
wünschbar, jedoch nicht konkreten räumlichen und zeitlichen Vorgaben erstellt

3 Urteil 22530 des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern vom 29.9.2006 E. 4.2 und 5.3.1.
4 BGE 1A.280/2004 vom 27.10.2005 E.3.6, publiziert in Zbl 2006 S. 207.
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Pflicht werden muss (E. 3.4). Es wäre jedoch wünschbar, wenn
Bewilligungsgrundsätze und weitere Vorgaben - etwa
zu der in einem bestimmten Gebiet anzustrebenden
Versorgungsqualität - in einem Sach- oder Richtplan
verankert wäre.

2. Planungszone

VGE LU 25.11.2003 Reiden5

Unzulässigkeit von Ein generelles Verbot freistehender Aussenantennen
Planungszonen, mit denen schiesst selbst in sensiblen Bereichen über das Ziel
in weiten Teilen des Ge- hinaus. Derart weitgehende Beschränkungen sind auch
meindegebietes Aussen- im Rahmen des grossen Ermessens beim Erlass einer
antennen als unzulässig Planungszone kaum mehr vertretbar.
erklärt werden

3. Nutzungsplanung

Regierungsrat Luzern 11.5.20046

Flächendeckendes Verbot Eine Gemeindeinitiative, mit welcher auf dem ganzen
von Mobilfunkantennen Gebiet einer Gemeinde ein Mobilfunkantennenverbot
unzulässig verlangt wird, verstösst gegen übergeordnetes Recht

und ist deshalb ungültig.

BGE 27.10.2005 Baden7

Grundlage für die Er- Es geht um eine Baubewilligung innerhalb der Bauzone.
teilung einer Baubewilli- Diese setzt voraus, dass es sich um eine zonenkonfor-
gung ist die Nutzungs- me Anlage handelt, d.h. das Bauvorhaben der
planung der Gemeinde Nutzungsordnung entspricht, die für die betreffende

Bauzone gilt. Grundlage für die Erteilung der Baubewilli-
gung ist somit die Nutzungsplanung der jeweiligen Ge-
meinde, weshalb, wie das Verwaltungsgericht zu Recht
entschieden hat, der planerische Stufenbau grundsätz-
lich eingehalten wird.

5 Urteil V 02 124 des Verwaltungsgerichts Luzern vom 25.11.2003 E. 4d, publiziert in URP 2004 S.

144.
6 Entscheid der Regierungsrates Luzern LGVE 2004 III Nr. 11.
7 BGE 1A.280/2004 vom 27. Oktober 2005 E. 3.7 und 3.7.1, publiziert in Zbl 2006 S. 207.
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Die geplante Antennenanlage wurde in der Wohn- und
Gewerbezone als zonenkonform erklärt.

MARTI 2006: Handlungsbedarf8

Im Rahmen der kanto- Im Urteil Baden führte das Bundesgericht aus: „Nach
nalen und kommunalen dem Gesagten hat das Verwaltungsgericht die Zonen-
Nutzungsordnung soll konformität der umstrittenen Anlage willkürfrei bejaht.
das in der Bevölkerung Unter diesen Umständen besteht kein Anlass, die
stark verbreitete Anliegen bau- und planungsrechtlichen Gestaltungsmöglich-
aufgenommen werden, keiten von Kantonen und Gemeinden mit Blick auf den
den Antennenwildwuchs Bau von Mobilfunkanlagen näher zu untersuchen: Es
planerisch einzudämmen, wird im konkreten Anwendungsfall zu prüfen sein, ob
ohne den Versorgungs- derartige, auf Art. 75 BV gestützte Planungsmass-
auftrag in Frage zu stellen. nahmen die bundesrechtlichen Schranken, die sich vor

allem aus dem Bundesfernmelde- und dem Umwelt-
schutzrecht ergeben, respektieren.“9 MARTI bezeichnet
diese Ausführungen in seinen redaktionellen Anmerkun-
gen als besonders interessant und grundsätzlich neu.
MARTI macht folgende Überlegungen:

• Grössere Anlagen in Industrie- oder Gewerbezone

Fragen könnte man sich, ob für grössere Anlagen,
welche nicht nur der fernmeldetechnischen Erschlies-
sung eines Wohngebietes, sondern der ganzen Ort-
schaft dienen, nicht grundsätzlich ein Standort in ei-
ner Industrie- oder Gewerbezone vorbehalten werden
sollte, wie dies offenbar in Deutschland der Fall ist.

• Wohnzonen

Von Mobilfunkanlagen gehen erfahrungsgemäss auch
planerisch unerwünschte negative wirtschaftliche und
psychologische Auswirkungen aus (Wertverminde-
rung von Liegenschaften und Wohngebieten), wes-
halb es zumindest prüfenswert erscheint, ob nicht in
ausgesprochenen Wohnzonen Mobilfunkanlagen wie
in Deutschland nur zugelassen werden sollten, wenn
dies für die fernmeldetechnische Versorgung des
betreffenden Wohngebietes unumgänglich ist.

• Negativ- oder Positivplanung

Zu überlegen wäre auch, ob für Mobilfunkanlagen aus
den erwähnten Gründen - natürlich gestützt auf eine

8 MARTI, Anmerkungen der Redaktion zu einem Urteil des Bundesgerichts, Zbl 2006 S. 211 ff.
9 BGE 1A.280/2004 vom 27. Oktober 2005 E. 3.7.3, publiziert in: Zbl 2006 S. 207.
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genügende kantonale oder kommunale Rechtsgrund-
lage - in der Nutzungsordnung nicht eine (mit den
funktechnischen Möglichkeiten abzustimmende) Ne-
gativ- oder Positivplanung eingeführt werden könnte
(nutzungsplanerische Festlegung, wo solche Anlagen
errichtet werden können bzw. ausgeschlossen sein
sollen), zumal es grundsätzlich zulässig ist, für Anla-
gen mit besonderen, nachteiligen Auswirkungen spe-
zielle Zonen vorzusehen.

• Nutzungsordnung

Wenn auf diese im Rahmen der kantonalen und
kommunalen Nutzungsordnung das in der Bevölke-
rung stark verbreitete Anliegen aufgenommen werden
könnte, den Antennnenwildwuchs planerisch einzu-
dämmen (ohne den Versorgungsauftrag hinsichtlich
der weiterhin zunehmend nachgefragten Dienstleis-
tungen in Frage zu stellen), könnte die Raumplanung
auch in diesem Bereich endlich ihre Konfliktlösungs-
aufgabe wahrnehmen und zu „präventivem Umwelt-
schutz“ beitragen (nicht zu verwechseln mit in diesem
Rahmen unzulässiger umweltrechtlicher Vorsorge).

• Handlungsbedarf

Da der Netzaufbau schon weit fortgeschritten ist und
für bestehende Anlagen die Besitzstandsgarantie zu
beachten ist besteht freilich dringender gesetzgeberi-
scher Handlungsbedarf. Genügende Gründe für eine
entsprechende Revision der Nutzungsordnung bzw.
–planung i.S.v. Art. 21 Abs. 2 RPG bestehen ohne
Zweifel, zumal es sich bei den Mobilfunkanlagen um
eine neue Erscheinung handelt und bisher noch kaum
einschlägige Regeln bestanden. Politische Bestre-
bungen in diese Richtung werden allerdings durch die
weiter bestehende Ungewissheit über die Zulässigkeit
solcher Massnahmen nicht gerade erleichtert. Tatkräf-
tige ideelle Unterstützung durch Lehre und Fachorga-
nisationen des Raumplanungsrechts und klare Äusse-
rungen in der bundesgerichtlichen Rechtsprechung
wären daher sehr erwünscht!

VLP 2006: Positivplanung oder Negativplanung?10

Es ist noch offen, ob Wie steht es mit der Steuerung der Antennenstandorte
Antennenstandorte über über eine Positivplanung (Gebiete, in denen Mobil-

10 VLP-ASPAN, Planerische Ansätze gegen Antennenwildwuchs?, in: Informationsdienst 18/2006.
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eine Positivplanung oder funkantennen generell zulässig sind) oder eine Negativ-
eine Negativplanung ge- planung (Gebiete, in denen die Antennen unzulässig
steuert werden dürfen sind? Das Bundesgericht hat sich zu derartigen planeri-

schen Vorgaben bisher noch nie geäussert. Es dürfte
aber solche im Kopf gehabt haben, als es im Entscheid
Baden davon sprach, Kantone und Gemeinden hätten
dafür zu sorgen, dass kein Antennenwildwuchs entstehe.
Eine planerische Steuerung der Antennenstandorte dürf-
te denn auch zulässig sein, wenn sie sich - unter Wah-
rung des fernmelderechtlichen Versorgungsauftrags -
an raumplanerischen und nicht immissionsschützeri-
schen Überlegungen orientiert. Ästhetische Aspekte
dürften dabei im Vordergrund stehen, wobei diese sich -
mit Blick auf den Entscheid Mendrisio - nicht auf den
Schutz historischer Ortsbilder beschränken müssen. Ein
Antennenwildwuchs ist, mit Ausnahme vielleicht von In-
dustrie- und Gewerbezonen, in keiner Zone eine Au-
genweide! Eine planerische Steuerung der Standorte
liesse sich im Übrigen neben ästhetischen Überlegungen
auch mit dem Koordinationsauftrag rechtfertigen, der
Richt- und Nutzungsplanungen innewohnt. In die Pla-
nung müsste dabei auch das Nichtbaugebiet einbezogen
werden.

WITTWER 2006: Voraussetzungen an planerische Lö-
sungen11

Eine planerische Lösung, Planerische Lösungen zur Standortsteuerung innerhalb
die Mobilfunkanlagen nicht der Bauzonen sind möglich unten folgenden Voraus-
in allen Zonen als unzu- setzungen:
lässig erklärt, ist bei
Einhalten gewisser Vor- a) Gesetzliche Grundlage
aussetzungen möglich.
Die Zuweisung lediglich Kantonale oder kommunale Zonenvorschriften müssen
an konkrete Standorte die (Nicht-) Zonenkonformität regeln.
dürfte hingegen unzu-
lässig sein. • Beispiel für eine kommunale Bau- und Zonenordnung:

„In der Kernzone A, in der Kernzone B und in der
Wohnzone W 1.0 sind Mobilfunkanlagen mit einer
Sendeleistung ab 6 W ERP nicht zulässig. Vorbehal-
ten bleibt ein überwiegendes Interesse an der Ver-
sorgung mit Mobilfunkdiensten, wenn diese auf ande-
re Weise nicht sichergestellt werden kann.“

• Auch möglich wären den allgemeinen Zonen überla-
gernde „Spezialzonen“, in welchen Mobilfunkanlagen
generell nicht zulässig sind (Negativplanung), oder

11 WITTWER, Bewilligung von Mobilfunkanlagen, Diss. Zürich, Zürich 2006, S. 96 ff.
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Zuweisung der Standorte in bestimmte Zone oder
Standorte (Positivplanung).

b) Ortsplanerisches, nicht umweltrechtliches Interesse

Mobilfunkanlagen dürfen aus ortsplanerischen Gründen,
um den Charakter eines Quartiers oder einer Zone zu
wahren, in bestimmten Zonen nicht errichtet werden
(psychologische Auswirkungen als ideelle Immissionen).
Das Interesse ist unterschiedlich zu gewichten: Das Inte-
resse an der Vermeidung ideeller Immissionen ist in
Wohnzonen wesentlich stärker als in Gewerbezonen o-
der gar Industriezonen; auch in gemischten Wohn- und
Gewerbezonen dürfte das Interesse an einem Mobil-
funkanlagenverbot nicht grosse sein.

c) Kein Verstoss gegen das Fernmelderecht; Verhält-
nismässigkeit

Planerische Massnahmen dürfen nicht gegen das Fern-
melderecht des Bundes verstossen, und es muss das
Verhältnismässigkeitsprinzip beachtet werden. Mobil-
funkanlagen gehören grundsätzlich in die Bauzone. Da-
bei sind die Anliegen der Anwohner beziehungsweise
die unerwünschten psychologischen Auswirkungen an-
gemessen zu berücksichtigen. Ein ortsplanerisches Inte-
resse, solche Anlagen etwa in einer Gewerbezone oder
auch schon in einer gemischten Wohn- und Gewerbezo-
ne auszuschliessen, wiegt nicht stark, würde aber den
Aufbau der Mobilfunknetze erheblich erschweren. Ver-
hältnismässig sind planerische Massnahmen, welche
Mobilfunkanlagen in bestimmten Zonen verbieten (Nega-
tivplanung) beziehungsweise in bestimmte Zone zuwei-
sen (Positivplanung), so dass der Netzaufbau ohne
ernsthafte Schwierigkeiten auch ohne Inanspruchnahme
der entsprechenden Flächen möglich ist. Eine allzu weite
flächenmässige Ausdehnung wäre nicht verhältnismäs-
sig und würde mit dem Fernmelderecht des Bundes in
Konflikt stehen, welches nicht durch kantonale und
kommunale Bestimmungen untergraben werden darf.

Eine Positivplanung im Sinne der Zulässigkeit von Mobil-
funkanlagen lediglich an konkreten Standorten erscheint
rechtlich problematisch. Eine allzu enge Eingrenzung der
zulässigen Standorte ist nicht verhältnismässig und ver-
letzt die fernmelderechtlichen Vorgaben. Zudem ist es
Sache der privaten Betreiber, ihr Netz aufzubauen und
aufeinander abzustimmen, da kein Sach- oder Richtplan
für Mobilfunkanlagen besteht.
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III. Vorschriften

1. Koordination und Standortalternativen

§ 48 PBV LU Abstimmung von Standorten12

Gemäss Verordnungsbe- Im Abschnitt „Gesundheit, behindertengerechtes Bauen“
stimmung sind Antennen- regelt § 48 PBV unter dem Titel „Antennen und ver-
standorte aufeinander ab- gleichbare Anlagen“ folgendes: „Die Standorte für die
zustimmen Errichtung von Antennen und vergleichbaren Anlagen

sind aufeinander abzustimmen. Bei ihrer Auswahl und
Festlegung sind namentlich der Schutz der Orts- und
Landschaftsbilder und der Natur- und Kulturobjekte zu
beachten und die Auswirkungen auf die Bevölkerung,
etwa durch Mehrfachnutzung der Standorte, so gering
als möglich zu halten.“

Bemerkungen: In einem Urteil vom 18. August 200513

nimmt das luzernische Verwaltungsgericht Stellung zur
Frage der Koordination von Antennenstandorten und
Richtfunkantennen (insbesondere innerhalb Bauzonen)
und zum Gehalt von § 48 PBV. Nach Ansicht des Ge-
richts reduziert sich dessen Bedeutung hinsichtlich der
Standortoptimierung innerhalb der Bauzone im Rahmen
des Baubewilligungsverfahrens [Unterstreichung durch
den Verfasser] im Wesentlichen auf einen eher pro-
grammatischen Gehalt, nämlich in einer Anweisung an
die Baubewilligungsbehörde, in Absprache mit den
Betreiberfirmen nach möglichst gemeinverträglichen Lö-
sungen zu suchen, wie dies auch den Empfehlungen
des Bundes zu entnehmen ist.

In einem früheren Urteil am 19. März 200314 führte das
Verwaltungsgericht aus, es liege nahe, dass sich § 48
PBV aufgrund seines eher programmatisch gefassten
Gehaltes in erster Linie an den Planungsträger richte.

12 Planungs- und Bauverordnung des Kantons Luzern vom 27. November 2001 (PBV; SRL Nr. 736).
13 Urteil V 04 374, publiziert in LGVE 2005 II Nr. 7 E.6.
14 Urteil V 02 193 vom 19.3.2003 E.3c.
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BGE 18.3.2004 Emmen / Rothenburg Dorf15

Prüfung von Standortalter- Es besteht grundsätzlich Anspruch auf Erteilung der
nativen und Koordination Baubewilligung, wenn dem Bauvorhaben keine
innerhalb der Bauzone nur Hindernisse aus dem anwendbaren Recht entgegen-
dann, wenn kommunales stehen. Dies bedeutet, dass die Prüfung von Standort-
oder kantonales Recht alternativen und die Koordination mit bereits bestehen-
dies vorsieht den Antennenstandorten nur verlangt werden kann,

wenn das anwendbare kommunale oder kantonale
Recht dies vorsehen. Das Luzerner Recht kennt jedoch,
wie das Verwaltungsgericht festgestellt hat, keine derar-
tige Verpflichtung.16 Dann aber besteht auch rechtlich
keine Handhabe, um eine Koordinierung der vorgesehe-
nen Anlage mit bereits bestehenden Mobilfunkanlagen
zu verlangen.

BGE 31.5.2006 Zürich Albisrieden17

Anforderungen an den Im vorliegenden Fall handelt es sich um ein Bauvor-
Standort einer Mobilfunk- haben innerhalb der Bauzone, auf deren Bewilligung ein
anlage könnten sich allen- Anspruch besteht, wenn das Projekt zonenkonform ist
falls aus kantonalem Bau- und allen übrigen Anforderungen des kantonalen- und
und Planungsrecht er- des Bundesrechts entspricht. Art. 24 RPG, der für
geben Bauvorhaben ausserhalb der Bauzone eine umfassende

Interessenabwägung verlangt, ist nicht anwendbar. Das
Bundesumweltrecht verlangt lediglich, dass die geplante
Anlage die Anlage- und Immissionsgrenzwerte der NISV
einhält. Zusätzliche Anforderungen an den Standort der
Mobilfunkanlage könnten sich daher allenfalls aus kan-
tonalem Bau- und Planungsrecht ergeben, zu dem die
Beschwerdeführer jedoch keine Ausführungen machen.

Grosser Rat Luzern 27.6.2006 Postulat18

Innerhalb der Bauzonen In einem Postulat wurde der Regierungsrat u.a. aufge-
ist es in erster Linie Sache fordert, innerhalb der Kommunikationsfirmen die
der Gemeinden, Koordi- Koordination für eine flächendeckende Versorgung
nationsmassnahmen für zu prüfen.19 Der Regierungsrat beantragte die Erheb-

15 BGE 1A.140/2003 vom 18.3.2004 E. 3.2, publiziert in Zbl 2006 S. 193, mit redaktionellen Anmer-

kungen von MARTI.
16 Vgl. dazu jedoch § 48 PBV und LGVE 2005 II Nr. 7 E.6.
17 BGE 1A.120/2005 vom 31. Mai 2006 E. 7.
18 Verhandlungen Grosser Rat Luzern 2006 S. 1498.
19 Postulat Nr. 651 Chrétien Merz und Mit., eröffnet am 27.3.2006, in: Verhandlungen Grosser Rat

Luzern 2006 S. 636.
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Antennenstandorte vor- licherklärung und wies in der Begründung darauf hin,
zusehen dass es nach der Zuständigkeitsordnung für das Bauwe-

sen innerhalb der Bauzonen in erster Linie Sache der
kommunalen Baubewilligungsbehörden ist, Koordinat i-
onsmassnahmen vorzusehen. Die Dienststellen Raum-
entwicklung, Wirtschaftsförderung und Geoinformation
sowie Umwelt und Energie unterstützen und beraten die
Gemeinden jedoch auch in diesen Fällen. - Der Grosse
Rat erklärte das Postulat diskussionslos erheblich.

BGE 10.10.2006 Regensdorf20

Gestützt auf das Umwelt- Nach der bundesgerichtlichen Rechtsprechung regelt
schutzrecht kann kein Art. 4 NISV die vorsorgliche Emmissionsbegrenzung ab-
anderer Standort ver- schliessend, so dass die rechtsanwendenden Behörden
langt werden nicht im Einzelfall gestützt auf Art. 12 Abs. 2 USG eine

noch weitergehende Begrenzung verlangen können. In-
sofern kann gestützt auf das Vorsorgeprinzip nicht ver-
langt werden, dass die Mobilfunkanlage an einem ande-
ren Standort errichtet wird, an dem die Strahlungsbelas-
tung für die Umgebung geringer wäre.

VGE BE 17.11.2006 Herzogenbuchsee21

Die Standortwahl ist grund- Bei Bauvorhaben in der Bauzone sind mögliche Alter-
sätzlich Sache der Mobil- nativstandorte nicht in die Beurteilung einzubeziehen.
funkbetreiberinnen Denn dies würde auf eine umfassende Interessenabwä-

gung (auch) innerhalb der Bauzone hinauslaufen, wofür
eine Rechtsgrundlage im kantonalen (und kommunalen)
Recht fehlt; es ist grundsätzlich den Mobilfunkbetreibe-
rinnen überlassen, die (aus ihrer Sicht) geeigneten
Standorte festzulegen.

2. Wohnzonen und ideelle Immissionen

VGE LU 19.3.2003 Buchrain22

Mobilfunkantennenan- Die strittige Anlage (Masthöhe 13 m) soll in einer Bau-
lagen sind als Infrastruk- zone zu liegen kommen, nämlich in einer zweigeschos-
turanlagen in der Wohn- sigen Wohnzone. Nach gefestigter Rechtsprechung ist

20 BGE 1A.54/2006 vom 10.10.2006 E. 6.4.
21 Urteil 22299U des Verwaltungsgerichts Bern vom 17. November 2006 E. 3.2.
22 Urteil V 02 193 des Verwaltungsgerichts Luzern vom 19.3.2003 E. 3b.
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zone zonenkonform sie als Infrastrukturanlage dort grundsätzlich zonenkon-
form (LGVE 2001 II Nr. 7 Erw. 3b mit zahlreichen Hin-
weisen). Bei dieser Ausgangslage besteht keine rechtli-
che Handhabe, die Beschwerdeführerin auf eine Prüfung
von Standortalternativen zu verpflichten. Ebenso wenig
hat sie diesbezüglich irgendwelche Koordinationsbemü-
hungen oder einen Bedarfsnachweis für ihre Anlage zu
erbringen. Dies alles kann nach der geltenden Rechtsla-
ge bloss bei Standorten ausserhalb der Bauzone erwo-
gen werden, wo einerseits Standortgebundenheit, an-
derseits eine umfassende Interessenabwägung verlangt
werden, in deren Rahmen auch Alternativstandorte zu
prüfen sind. Die Rechtsprechung hat dies schon ver-
schiedentlich klargestellt.

BGE 31.5.2006 Zürich Albisrieden23

Sache des kantonalen Ideelle Immissionen sind vom USG und seinen Aus-
Bau- und Planungsrechts führungsbestimmungen nicht erfasst. Es ist grundsätz-

lich Sache des kantonalen Bau- und Planungsrechts zu
bestimmen, welche Anlagen in einer Wohnzone zonen-
konform sind und welche (ideellen) Einwirkungen in der
jeweiligen Wohnzone zulässig oder verboten sind. Inso-
fern weist die Rüge keinen Zusammenhang mit Bundes-
umweltrecht auf, weshalb sie im Verfahren der staats-
rechtlichen Beschwerde zu prüfen ist.

Bemerkungen: Das Bundesgericht verweist in diesem
Zusammenhang auf Bernhard Waldmann, Der Schutz
vor ideellen Immissionen in Wohngebieten - eine kriti-
sche Würdigung, BauR 2005 S. 156 ff., insbes. S. 159
ff.; speziell zu ideellen Immissionen von Mobilfunkanla-
gen, Arnold Marti, Anmerkungen der Redaktion, ZBl
107/2006 S. 211 ff.).

VLP 2006: Antennenverbot in Wohnzonen?24

Es könnte zulässig sein, Wie steht es mit einem Antennenverbot in Wohnzonen
in reinen Wohnzonen er- oder anderen Zonen, wo sich grössere Personen-
höhte Anforderungen an gruppen über längere Zeit aufhalten? Mit Blick auf Art
die Errichtung von Mobil- und Intensität der Nutzung Gebiete oder Zonen auszu-
funkanlagen zu stellen scheiden und sie einem erhöhten Strahlenschutz zu un-

terstellen, ist mit dem Umweltrecht des Bundes unver-
einbar. Anders als beim Lärmschutz gibt es für den
Schutz vor nichtionisierender Strahlung keine Empfind-

23 BGE 1A.120/2006 vom 31.5.2006 E. 8.1.
24 VLP-ASPAN, Planerische Ansätze gegen Antennenwildwuchs?, in: Informationsdienst 18/2006.
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lichkeitsstufen. In reinen Wohnzonen aufgrund der Zo-
nenvorschriften erhöhte Anforderungen an die Errichtung
von Mobilfunkantennen zu stellen, wie dies der Schaff-
hauser Oberrichter und Professor Arnold Marti in einem
Kommentar zum Bundesgerichtsentscheid Baden zur
Diskussion stellt (Zentralblatt für Staats- und Verwal-
tungsrecht ZBl 2006 S. 213), dürfte demgegenüber zu-
lässig sein. Kommunale Bau- und Zonenordnungen um-
schreiben die in Wohnzonen zulässigen Nutzungen häu-
fig sehr restriktiv und lassen nur Bauvorhaben zu, die ei-
nen engen funktionalen Zusammenhang mit der Wohn-
nutzung haben. Neben Wohnnutzungen sind dies nicht
störende Betriebe und Einrichtungen, deren Betrieb der
Befriedigung der täglichen Bedürfnisse der Quartierbe-
wohner dienen. Mobilfunkantennen, die nicht nur der
Versorgung einer Wohnzone dienen, sondern grössere
Gebiete oder eine ganze Ortschaft abdecken, dürften
daher wegen ihrer Unvereinbarkeit mit dem Charakter
einer Wohnzone unzulässig sein. Für die Praxis ist die
Diskussion jedoch von beschränkter Bedeutung, da die
Mobilfunkanbieter aus nahe liegenden Gründen Standor-
te in reinen Wohnzonen meiden. Zudem erfolgen Klagen
der Bevölkerung über Mobilfunkantennen häufig zonen-
übergreifend; Rekurse gibt es auch dann, wenn die An-
tennen in benachbarten Wohn- und Gewerbezonen oder
gar in entfernten Industriezonen erstellt werden.

3. Ästhetik / Schutzobjekte

VGE LU 25.11.2003 Reiden25

Antennenverbot nur bei Das übergeordnete kantonale Recht lässt Aussen-
bedeutenden Orts- und antennen und vergleichbare Anlagen ausdrücklich zu,
Landschaftsbildern ausser wenn das Interesse am Schutz bedeutender

Orts- und Landschaftsbilder, geschichtlicher Stätten oder
Natur- und Kunstdenkmäler überwiegt (§ 143 Abs. 2
PBG). Ein bedeutendes Orts- oder Landschaftsbild liegt
vor, wenn ihm zumindest regionale Bedeutung zukommt.
Darunter besteht keine kommunale Regelungs- bzw.
Planungskompetenz hinsichtlich allfälliger Antennenver-
bote.

25 Urteil V 02 124 des Verwaltungsgerichts Luzern vom 25.11.2003 E. 4a, publiziert in URP 2004 S.

144.
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BGE vom 15.8.2005 Bronschhofen26

Schonung von Natur- Das Bundesgericht stellt fest, dass die Erteilung einer
und Heimatschutz- Baubewilligung für eine Mobilfunkanlage, auch inner-
objekten bei der Er- halb der Bauzone, eine Bundesaufgabe im Sinne von
richtung von Mobilfunk- Art. 2 des eidg. Natur- und Heimatschutzgesetzes (NHG;
anlagen SR 451) ist. Bei der Erfüllung von Bundesaufgaben ha-

ben u.a. die Kantone - und damit auch die Gemeinden
- dafür zu sorgen, dass das heimatliche Landschafts-
und Ortsbild, geschichtliche Stätten sowie Natur- und
Kulturdenkmäler geschont werden und, wo das allge-
meine Interesse an ihnen überwiegt, ungeschmälert er-
halten bleiben (Art. 3 Abs. 1 NHG). Sie erfüllen diese
Pflicht u.a., indem sie Bewilligungen nur unter Bedin-
gungen oder Auflagen erteilen oder aber verweigern
(Art. 2 Abs. 2 lit. b NHG). Diese Pflicht gilt unabhängig
von der Bedeutung eines Objektes im Sinne von Art. 4
NHG, somit sowohl bei Objekten von nationaler wie auch
bei solchen von regionaler und lokaler Bedeutung; eine
Massnahme darf jedoch nicht weitergehen, als es der
Schutz des Objektes und seiner Umgebung erfordert
(vgl. Art 3 Abs. 3 NHG). Bei der nach Art. 3 NHG gebo-
tenen Interessenabwägung sind sämtliche Interessen
und nicht nur solche von nationaler Bedeutung zu be-
rücksichtigen.27

Das Bundesgericht führt in seinen Erwägungen aus,
dass die Konzessionen die Mobilfunknetzbetreiber ver-
pflichten, je ein eigenes Mobilfunknetz aufzubauen, was
sie de facto zum landesweiten Bau eigener Mobilfunkan-
lagen verpflichtet. Die von den Konzessionen vorgege-
bene Koexistenz mehrerer unabhängiger, landesweiter
Mobilfunknetze birgt die Gefahr der Beeinträchtigung
schützenswerter Landschaften und Ortsbilder. Die An-
wendbarkeit der Art. 3 und 6 NHG ist das notwendige
Korrelat, um sicherzustellen, dass diese Verpflichtung
nicht auf Kosten von NHG-Schutzobjekten erfüllt wird.

BGE 23.05.2006 Mendrisio28

Örtlich eng begrenztes Das Bundesgericht präzisiert die Rechtsprechung und
Antennenverbot auf erklärt ein Antennenverbot auch ausserhalb eines histo-

26 Entscheid 1A.6/2005 vom 15. August 2005, teilweise publiziert in BGE 131 II 545.
27 FAVRE Kommentar NHG, N. 4 zu Art. 3.
28 Informationsdienst VLP-ASPAN 18/2006, mit Hinweis auf BGE 1A.190/2005 und 1P.432/2005 vom

23.5.2006.
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Flachdächern zulässig rischen Ortsbildschutzgebiets als zulässig. Die Gemein-
de hatte aufgrund einer Bestimmung im kommunalen
Recht, welche auf Flachdächern nur gewisse Aufbauten
(Dachzugang, Liftaufbau und Kamine, nicht aber Anten-
nen) zulässt, die Baubewilligung für eine Mobilfunkan-
tenne verweigert. Das Bundesgericht hielt fest, dass die
Gemeinde mit dieser Bestimmung die wirtschaftliche Tä-
tigkeit der Mobilfunkanbieterin und den Versorgungsauf-
trag nicht unterlaufe, sondern nur ein örtlich eng be-
grenztes Antennenverbot ausspreche.

VGE BE 24.10.2006 Oberhofen29

Beeinträchtigung eines Im Dachturm des ehemaligen Hotels Moy war die
Schutzobjektes im Sinne Installation von zwei GSM/UMTS-Mobilfunkantennen
des eidg. Natur- und und zwei Richtstrahlantennen geplant. Das ehemalige
Heimatschutzgesetzes Hotel Moy ist im kommunalen Verzeichnis der unter

Schutz stehenden Einzelobjekte, im kantonalen Bauin-
ventar und im Inventar der schützenswerten Ortsbilder
der Schweiz (ISOS) eingetragen.

Es handelt sich um einen leichten materiellen Eingriff in
das Schutzobjekt und damit um eine Beeinträchtigung im
Sinne von Art. 5 des eidg. Natur- und Heimatschutzge-
setzes, welche sich durch kein überwiegendes Interesse
rechtfertigen lässt. Dem Bauvorhaben ist der Bauab-
schlag zu erteilen.

VGE BE 17.11.2006 Herzogenbuchsee30

Die Auffassung der Die Gemeinden sind befugt, eigene Ästhetikvorschriften
Gemeinde, die geplante zu erlassen, die - im Sinne von Spezialpolizeinormen -
Anlage verstosse gegen über die kantonalen Vorschriften hinausgehen können.
das Einfügungsgebot
ihres Baurelgementes, Das Erscheinungsbild von Mobilfunkanlagen ist in erster
liegt innerhalb ihres Be- Linie durch die technischen Gegebenheiten bedingt. Die
urteilungsspielraumes Antennen sind in der Regel gut sichtbar. Ihnen haftet

praktisch an jedem Standort etwas Störendes an. Dies
vermag nicht ohne weiteres einen Bauabschlag zu recht-
fertigen, ansonsten aus den kommunalen Ästhetiknor-
men ein flächendeckendes Mobilfunk-Antennenverbot
resultieren würde, was nicht den Intentionen des Ge-
setzgebers entspricht und raumplanungs- bzw. fernmel-
derechtlich problematisch wäre.

29 Urteil 22252/22253U des Verwaltungsgerichts Bern vom 24. Oktober 2006 E. 9.
30 Urteil 22299U des Verwaltungsgerichts Bern vom 17. November 2006 E. 4.1 und 4.3.
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Da die geplante Kommunikationsanlage nach dem Bau-
reglement der Gemeinde mit der bestehenden Umge-
bung keine gute Gesamtwirkung ergibt, ist die Baubewil-
ligung zu Recht verweigert worden.

WITTWER 2006: Objekte von regionaler und lokaler
Bedeutung31

Bewilligungsvoraus- Bewilligungsvoraussetzungen
setzungen bei Objekten
von regionaler und Bei Objekten von regionaler und lokaler Bedeutung (vgl.
lokaler Bedeutung Art. 4 NHG), welche die Kantone bezeichnen, besteht

von Bundesrechts wegen für die Bewilligung von Mobil-
funkanlagen mindestens das durch Art. 3 vorgegebene
Schutzniveau. Die Bewilligungsbehörden müssen (ne-
ben kantonalrechtlichen Schutzvorschriften) Art. 3 NHG
beachten, was auf eine Interessenabwägung hinausläuft.
Eine Mobilfunkanlage kann nicht bewilligt werden, wenn
die Interessen am Natur- und Heimatschutz gegenüber
den öffentlichen und privaten Interessen an der Errich-
tung einer Mobilfunkanlage überwiegen. Es gelten der
Grundsatz der ungeschmälerten Erhaltung und bei ei-
nem überwiegenden Interesse an der Errichtung einer
Mobilfunkanlage das Schonungsgebot. Eine Bewilligung
wird nötigenfalls nur unter Bedingungen oder Auflagen
erteilt oder aber verweigert.

Ungeschmälerte Erhaltung

Der Grundsatz der ungeschmälerten Erhaltung besagt,
dass Schutzobjekte in ihrer Qualität als solche zu erhal-
ten sind. Eingriffe sind zulässig, wenn sie mit den
Schutzzielen verträglich sind. Geringfügige Eingriffe,
welche gesamthaft den Zustand eines Schutzobjektes
nicht beeinträchtigen, verletzen den Grundsatz der un-
geschmälerten Erhaltung nicht. Eine Abweichung vom
Grundsatz der ungeschmälerten Erhaltung ist allenfalls
zulässig, wenn die Interessenabwägung den Eingriff
rechtfertigt.

Schonungsgebot

Dem Schonungsgebot entsprechend sind zulässige Ein-
griffe stets auf das notwendige Mindestmass zu be-
schränken beziehungsweise mit Auflagen zum bestmög-
lichen Schutz zu versehen. Für Mobilfunkanlagen in
Schutzobjekten hat das Gebot zur Folge, dass der

31 WITTWER, Bewilligung von Mobilfunkanlagen, Diss. Zürich, Zürich 2006, S. 118 f. und S. 117.
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Standort möglichst unauffällige sein muss und die Höhe
der Masten auf ein Minimum reduziert werden muss.
Möglich ist auch eine Auflage in der Baubewilligung, die
Anlage farblich an die Umgebung anzupassen. Zu prü-
fen ist, ob Alternativstandorte vorhanden sind.

4. Grenzabstand

BGE 6.9.2006 Root32

Freistehende Mobilfunk- Das Luzerner Verwaltungsgericht hat festgehalten, dass
antenne: Keine Baute und für „blosse“ Anlagen (im Gegensatz zu Bauten bzw.
damit kein Grenzabstand gebäudeähnlichen Bauten) keine Grenzabstandsvor-

schriften existierten. Einem Bedürfnis nach Grenzab-
standsvorschriften für Mobilfunkantennen müsse auf der
Ebene der Gesetzgebung nachgekommen werden. Auf
dem Weg der Rechtsprechung könne dies nicht gesche-
hen.

Bemerkung: Das Luzerner Verwaltungsgericht schliesst
damit offenbar nicht aus, dass auf der Ebene der (kanto-
nalen oder kommunalen) Gesetzgebung Grenzab-
standsvorschriften für Mobilfunkantennen (wäre wohl of-
fener zu formulieren) aufgestellt werden.

5. Dachaufbauten

VGE LU 20.12.200533

Qualifikation als Eine fünf Meter hohe zylinderförmige Verkleidung
Baute oder Anlage; (d = 1 m) eines Mobilfunkantennenmastes gilt als
zur technischen Not- Aufbau oder Baute und nicht als Anlage im Sinne des
wendigkeit PBG. Als solche wäre sie nur ohne Verkleidung zu quali-

fizieren. Eine Baute, die das für Dachaufbauten zulässi-
ge Höhenmass von zwei Metern übersteigt, kann nur
bewilligt werden, wenn sie sich als technisch notwendig
erweist. Die technische Notwendigkeit ist im Hinblick auf
die betroffene Baute zu beurteilen und kann nicht auf be-
liebige Infrastrukturanlagen ausgedehnt werden.

32 BGE 1A.57/2006 vom 6.9.2006 E.7.
33 Urteil V 05 300 des Verwaltungsgerichts Luzern vom 20.12.2003 E.2.
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VGE BE 29.9.2006 Kehrsatz34

Mobilfunkanlage als Die Sonderbauvorschriften zu einem Bebauungsplan
Dachaufbaute, die nicht schreiben vor: Das Dachgeschoss darf nur durch tech-
technisch bedingt ist nisch bedingte Dachaufbauten überragt werden. - Unter

den Begriff der Dachaufbauten fallen sämtliche Bauten
und Anlagen, welche auf einem Dach erstellt werden,
mithin auch Mobilfunkanlagen. Technisch bedingt sind
jene Aufbauten, welche einen funktionellen Bezug zum
jeweiligen Gebäude haben, wie dies namentlich bei Lift-
aufbauten, Treppenhausabschlüssen, Kaminen, Ventila-
tionsschächten und dgl. der Fall ist. Mobilfunkanlagen
fallen nicht darunter.

10. Januar 2007 / Josef Wehrmüller

34 Urteil 22530 des Verwaltungsgerichts des Kantons Bern vom 29.9.2006 E. 4.6.1 und 4.6.2.
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Leitartikel Blickpunkt Dezember 06

Planungszone im Sinne der Initiative

Initiative zum Schutz von Mensch und Wohnraum vor Grossantennen ist gültig

Der Gemeinderat hat die Initiative zum Schutz von Mensch und Wohnraum vor
Grossantennen geprüft und erachtet diese abgestützt auf ein Rechtsgutachten als gültig . Mit
dem Erlass einer Planungszone reagiert er mit einem geeigneten Instrument auf das
Initiativbegehren, das von rund 17 Prozent der Stimmberechtigten unterzeichnet wurde. 1438
Personen haben die Initiative am 8. Juni 2006 eingereicht.

Ausgelöst durch das Baugesuch für eine weitere Antennenanlage im Gebiet Stutz, St.
Niklausen hatte sich vor knapp einem Jahr ein Komitee zum Schutz von Mensch und Wohn-
raum vor Grossantennen gebildet.

Im Wesentlichen verlangt die Initiative, dass im Bau- und Zonenreglement der Gemeinde
Horw in den Bauzonen auch für Anlagen wie eine Mobilfunkantenne Höhenbeschränkungen
gelten sollen. Die Intiative zur Aenderung des Bau- und Zonenreglements lautet wörtlich wie
folgt:

„In Bauzonen dürfen Dachaufbauten und Anlagen die zulässige Firsthöhe nicht überschreiten.
Auf Attikageschossen sind Dachaufbauten und Anlagen von höchstens 2 m Höhe zulässig.
Davon ausgenommen sind technisch notwendige Bauteile. In Bauzonen, die keine Vorschrif-
ten über die Gebäude- oder Firsthöhe kennen, dürfen Anlagen die Höhe von 8.50 m, gemes-
sen ab dem gewachsenen Terrain, nicht überschreiten.“

Die Ziele des Initiativkomitees

Die "Horwer Interessengemeinschaft für unbeschwertes Wohnen" begründet das Initiativbe-
gehren auf der Unterschriftenliste wie folgt:

Gegen 10'000 Mobilfunkantennen wurden bisher hierzulande gebaut und täglich wer-
den es mehr. Alleine in Horw sind neben den 12 bestehenden Antennen zusätzlich drei
weitere geplant.

Noch immer lässt der Bund erforschen, wie schädlich die Strahlung dieser Antennen-
wälder ist.

Mobilfunkantennen unterliegen nicht den regulären Bauvorschriften. Sämtlichen Mobil-
funkbetreibern steht es daher frei, jederzeit Antennen in beliebiger Anzahl und Höhe
und mit unbeschränkter Sendeleistung zu erstellen, solange die Einhaltung der Strah-
lengrenzwerte deklariert wird. Eine Rücksichtnahme auf Orts- und Landschaftsbilder,
die Nachbarschaft und die Natur ist dabei zweitrangig.

Es fehlt die gesetzliche Grundlage zur Beantwortung der Frage, wie hoch eine Antenne
in einer Wohnzone überhaupt sein darf. Eine diesbezügliche Frage kann von der Ge-



2

meindebehörde nicht beantwortet werden. Es ist sinnlos und unverständlich, dass von
der Behörde einerseits strenge und kostspielige Vorschriften zum Schutz von Orts-
und Landschaftsbildern erlassen werden und andererseits Mobilfunkantennen-Anlagen
bewilligt werden müssen, welche diese Vorschriften in schwerst wiegender Weise
verletzen.

Dieser Zustand stört uns; dagegen wehren wir uns. Diese unbefriedigende Gesetzes-
lücke muss und kann geschlossen werden.

Wir verlangen daher die Änderung der Horwer Bau- und Zonenordnung in dem Sinne,
dass technische Anlagen in Wohngebieten geltende Firsthöhen nicht überschreiten
dürfen und als Folge Sendeleistungen reduziert werden müssen.

Planungszone als wirksame Massnahme

Der Gemeinderat erachtet die Initiative zur Ergänzung der Bauvorchrriften der Gemeinde als
zweckmässigen Ansatz zum Schutz der Bevölkerung vor Grossantennen in den Horwer Sied-
lungsgebieten. Solange keine diesbezügliche Regelung im übergeordnetem Recht getroffen
wird, muss die Gemeinde das Problem mit geeigneten Massnahmen selber angehen. Als pro-
visorische Lösung bietet sich – auch mit Blick auf andere Gemeinden - die Planungszone an.

Der Gemeinderat hat beschlossen, eine solche Planungszone im Sinne der Initiative zu erlas-
sen. Ab dem Zeitpunkt der öffentlichen Auflage am 3. Januar 2007 bewirkt die Planungszone,
dass Baubewilligungen nur erteilt werden können, wenn sowohl die geltenden als auch die
künftig beabsichtigten Bau- und Nutzungsvorschriften erfüllt sind. Planungszonen dienen der
Sicherstellung der Nutzungsplanung. Innerhalb der Planungszone darf nichts unternommen,
bzw. bewilligt werden, was die Nutzungsplanung erschweren könnte.

Mit dem Entscheid für die Planungszone misst der Gemeinderat der Initiative, die von rund 17
Prozent der Stimmberechtigten der Gemeinde unterzeichent ist, das entsprechende Gewicht
bei. Das Instrument der Planungszone erfüllt die Anliegen der Initiative bis zur entsprechenden
Ergänzung des Bau- und Zonenreglements. Diese Frage wird in der laufenden Ortsplanungs-
revision aufgenommen und geprüft.

Der Gemeinderat hat aufgrund des Erlasses der Planungszone im Sinne der Initiative der Ge-
suchstellerin für eine Mobilfunkantennenanlage im Gebiet Stutz die Gelegenheit eingeräumt,
das Gesuch zurückzuziehen. Andernfalls ist mit einem ablehnenden Entscheid zu rechnen.

Die Bestimmungen der Planungszonen entsprechen dem Wortlaut der Initiative. Sie liegen
vom 3. Januar bis 1. Februar 2007 öffentlich auf (siehe Kasten).

Weiteres Vorgehen

Der Gemeinderat wird als nächstes die Initiative dem Einwohnerrat vorlegen. Nimmt dieser die
Initiative an, ist anschliessend das Ortsplanungsverfahren gemäss PBG durchzuführen. An-
schliessend haben die Stimmberechtigten über die Initiative zusammen mit der Änderung des
Bau- und Zonenreglements und allfällige Einsprachen zu beschliessen. Zum Abschluss ist die
Änderung dem Regierungsrat zur Genehmigung zu unterbreiten.
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Die Planungszone erlischt, wenn nicht innert zwei Jahren seit der Planauflage nach § 84 PBG
der Nutzungsplan und die Bau- und Nutzungsvorschriften öffentlich aufgelegt werden. Der
Regierungsrat kann die Frist in begründeten Fällen um höchstens ein Jahr erstrecken.

Im Falle einer Ablehnung der Initiative durch den Einwohnerrat, müssen die Stimmberechtig-
ten innert 2 Jahren seit Erwahrung über die Initiative entscheiden.

Gemeinde Horw

Erlass einer Planungszone

Gestützt auf § 81 ff. des kantonalen Planungs- und Baugesetzes (PBG) erlässt der
Gemeinderat im Zusammenhang mit der Behandlung der Initiative „zum Schutz von
Mensch und Wohnraum vor Grossantennen“ über alle Bauzonen im Gemeindegebiet
von Horw eine Planungszone mit den nachfolgenden Bestimmungen:

Ergänzung des Bau- und Zonenreglements:

„In Bauzonen dürfen Dachaufbauten und Anlagen die zulässige Firsthöhe nicht
überschreiten. Auf Attikageschossen sind Dachaufbauten und Anlagen von
höchstens 2 m Höhe zulässig. Davon ausgenommen sind technisch notwendige
Bauteile. In Bauzonen, die keine Vorschriften über die Gebäude- oder Firsthöhe
kennen, dürfen Anlagen die Höhe von 8.50 m, gemessen ab dem gewachsenen
Terrain, nicht überschreiten.“

Diese Bestimmungen liegen während 30 Tagen, vom 3. Januar bis 1. Februar 2007,
im Foyer des Gemeindehauses, Gemeindehausplatz 1, Horw, von 7.00 – 12.00 und
13.15 – 18.00 Uhr öffentlich auf.

Allfällige Einsprachen gegen die Planungszone sind innert der Auflagefrist beim Ge-
meinderat Horw schriftlich und begründet im Doppel einzureichen. Die Planungszone
wird mit der öffentlichen Auflage wirksam. Allfällige Einsprachen haben keine auf-
schiebende Wirkung.“¨

Horw, 30. November 2006

Gemeinderat Horw
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